
 

Sitzungsvorlage 

660/222/2020 

 

Amt/Abteilung: 

Abteilung Mobilität und 

Verkehrsinfrastruktur 

Datum: 20.02.2020 

Aktenzeichen: 

66_11_00_08                           

660-S 

  

An: Datum der Beratung Zuständigkeit Abstimmungsergeb. 

   Stadtvorstand 02.03.2020 Vorberatung  N 

Mobilitätsausschuss 11.03.2020 Entscheidung  Ö 

 

   
 

Betreff: 

 

Park & Ride Parkplätze und Anbindung an den ÖPNV - Stellungnahme der Verwaltung 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Die Anlage von Park & Ride Parkplätzen an den Einfallstraßen von Landau mit Anbindung 
an den ÖPNV wird im Rahmen der Neukonzeption des Stadtbuslinienbündels vorbereitet.  
 

Begründung: 

 

Die Einrichtung von Park und Ride Plätzen an den Einfallstraßen von Landau mit 

Anbindung an das ÖPNV-Netz sind sinnvolle Einrichtungen zur Entlastung der 

Innenstadt vom Individualverkehr. 

 

Mit dem Messeparkplatz steht hier bereits ein Platz mit Busanbindung zur Verfügung. 

 

Im Rahmen der Neukonzeption des Stadtbuslinienbündels und Einrichtung eines 

Landau-Taktes 2022 werden Überlegungen zur weiteren Ausweisung von Park und 

Ride-Plätzen mit enger Taktanbindung in die Planung integriert. Hierbei wird der 

Mobilitätsausschuss eng eingebunden. 

 

Finanzielle Auswirkung: 

 

Produktkonto: 

Haushaltsjahr: 

Betrag: 

Über- oder außerplanmäßige Ausgaben: 

Mittelbedarf ist über die genehmigten Haushaltsansätze gedeckt:      Ja ☐ / Nein ☐ 

 

Bei Investitionsmaßnahmen ist zusätzlich anzugeben: 

Mittelfreigabe ist beantragt:                Ja ☐ / Nein ☐ 

 

Es handelt sich um eine förderfähige Maßnahme:             Ja ☐ / Nein ☐ 

 

Sofern es sich um eine förderfähige Maßnahme handelt: 

Förderbescheid liegt vor:                 Ja ☐ / Nein ☐ 

 

Drittmittel, z.B. Förderhöhe und Kassenwirksamkeit entsprechen den veranschlagten 

Haushaltsansätzen und wirken nicht krediterhöhend: Ja ☐ / Nein ☐ 
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Nachhaltigkeitseinschätzung: 

 

Die Nachhaltigkeitseinschätzung ist in der Anlage beigefügt:            Ja ☐ / Nein X 

 

Begründung:  Bei der Vorlage handelt es sich um einen Prüfauftrag. Sie hat daher noch 

keine Auswirkungen auf die Kriterien der Nachhaltigkeitseinschätzung 

 
Beteiligtes Amt/Ämter: 

 

Dezernat I - OB 

Ordnungsamt 

 

 

Schlusszeichnung: 
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